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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der 6ffentlichen Debatte im
Februar 2016 plotzlich auf die schon seit Monaten geplante Verscharfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschlage von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschrankung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hande von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionspréasident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsachlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese Ubernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefahrden. Dies erlduterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zustédndigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermdogliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln flir unbrauchbar
gemachte Waffen, ein BedUrfnisnachweis - sei es als Jager, Sportschitze oder Sammler
- und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen fir den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht moglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazitét als sehr gefahrlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verscharften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehdérige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.

So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Prasidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erkléarte in den Medien, der SSV lehne die Vorschlége der Europaischen Kommission
vollumfanglich ab. Die Schweiz brauche kein scharferes Waffenrecht und nétigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern wére der SSV
problemlos referendumsfahig. Schitzenhilfe erhielt Andres auch von burgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Prasident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegenliber dem Sonntags-Blick als «nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schitzenwesen wund der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegeniiber der
Aargauer Zeitung eine Verschéarfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden kénne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im Mérz 2016 gab Bundesratin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hatten sich auch andere
EU-Lander, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schutzen- und
Jagertradition, gegen zu zentralistische Verscharfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entschérften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel fur das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermoglicht es
Schweizer Armeeangehdrigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafir sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein, der Nachweis von jahrlichen Schiesstibungen sowie die regelméssige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.

Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude Uber den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich tribten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der «Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Blrgerinnen und Burger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Offentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen wirden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Blrgern so lange
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vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
mussten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttater sein wollen>».
Nicht zuletzt sah sie darin Uber Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch burgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier tbten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimmeln] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Mdller, fdp, SG) und der Gefdhrdung der Souverénitadt der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile Uber die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch Uber die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lacherlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Prasident Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesratin Sommaruga gar eine Erklarung und allfallige Nachverhandlungen in Brussel.
Der SVP-Nationalrat und Prasident des Berner Schutzenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenlberstehen, die
«unannehmbaren Anderungen» bekampfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Européischen
Kommission und des Europaischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
Uber die als nachstes das Européaische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europaischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwachen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europaischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschrankungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob flr
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Uberfiihrung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schitzenverein
und die regelmassige Teilnahme an Schiessanlassen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehérige das Sturmgewehr behalten durfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschréanken, zeigte sich Werner Salzmann gegenuber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizeprésident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhaltnismassig. ProTell kiindigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verschéarfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
wlrde gemaéss diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. '

Im Vorfeld der Verabschiedung der - als Folge der Terroranschlage von Paris im
November 2015 - angepassten EU-Waffenrichtlinie (2017/853) durch das Européische
Parlament am 14. Marz 2017 regte sich in der Schweizer Waffenlobby erneut lautstarker
Widerstand gegen die bevorstehende Verschiarfung des Waffenrechts. Als Schengen-
Vertragsstaat ist die Schweiz verpflichtet, Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands nachzuvollziehen, worunter auch die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie
fallt. Dazu muss die Schweiz etwa die Registrierungspflicht fur Waffen verscharfen und
den Onlinehandel sowie den Besitz halbautomatischer Waffen flr Privatpersonen
einschranken. Bereits im Februar 2017 berichtete die Sonntagszeitung von der
geplanten Gridndung einer neuen parlamentarischen Gruppe <«FUr ein liberales
Waffenrecht», welche sich unter dem Co-Prasidium von SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor (VS) und FDP-Standerat Josef Dittli (UR) dem Kampf gegen ein verschérftes
Waffenrecht verpflichten werde. Auch der Schweizer Schiesssportverband (SSV) hatte
zusammen mit ProTell und der Interessengemeinschaft Schiessen schon das
Referendum angekilindigt, sollte die Schweiz die verscharften Regeln GUbernehmen. Im
Anschluss an die Verabschiedung der angepassten Richtlinie durch das Europaische
Parlament und deren Bestatigung durch den Ministerrat meldeten sich in der Presse
wiederholt Schutzenvertreter zu Wort und Ubten harsche Kritik am vorgesehenen
nationalen Waffenregister, am Zwang zur Vereinsmitgliedschaft oder am Verbot von
Gewehrmagazinen mit mehr als zehn Schuss. Durch die neuen Regelungen wirden sie
an der Ausubung ihres Hobbys gehindert, kriminalisiert und «in den gleichen Topf wie
die Terroristen gesteckt», wie die Luzerner Zeitung SVP-Nationalrat Werner Salzmann
(BE) zitierte. Bestraft wlrden jene, die sich an das Recht halten, pflichtete ihm die
Prasidentin des SSV, die Berner alt-Regierungsratin Dora Andres, bei.

Konsequenz einer Nichtibernahme der Richtlinie kdnnte der Ausschluss der Schweiz
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aus dem Schengen-Vertrag und damit verbunden auch aus dem Dubliner Abkommen
sein, dank dessen die Schweiz heute viele Asylgesuche an andere europaische Staaten
abgeben kann. Darin begrindet liegt die sowohl von liberaler als auch von linker Seite
geausserte Beflrchtung einer neuen europapolitischen Grundsatzabstimmung.
Wahrend liberale Kreise zur Verhinderung einer solchen auf Ausnahmebestimmungen in
der Umsetzung der Richtlinie hofften, betonte SP-Nationalratin Chantal Galladé (ZH), es
sei wichtig aufzuzeigen, dass die Mitgliedschaft im Schengen-Raum fir die Sicherheit
der Schweiz eine zentrale Rolle spiele. Sollten sich die Waffenlobby und die SVP, welche
schon lange Kritik am Schengen-Abkommen uUbte, in der Abstimmung durchsetzen
kénnen, drohe der Schweiz «erneut eine europapolitische Baustelle», so Galladé im
Tages-Anzeiger. Dass das angedrohte Referendum durch die Aushandlung weiterer
Sonderregelungen fur die Schweiz verhindert werden koénnte, wurde in der
Bundesverwaltung jedoch angezweifelt. Die Schweiz habe bereits in der
Entstehungsphase der Richtlinie dahingehend einzuwirken versucht und dabei
wenigstens eine Ausnahme errungen, dass Schweizer Armeeangehorige die
Ordonnanzwaffe nach dem Ende der Dienstzeit weiterhin behalten dirfen, obwohl das
Sturmgewehr neu eigentlich in die Kategorie der verbotenen Waffen féallt. SSV-
Geschaftsfihrer Beat Hunziker legte unterdessen keine grosse Kompromissbereitschaft
an den Tag und erklarte, man nehme mit dem Referendum eine allféllige Kindigung von
Schengen/Dublin in Kauf. SSV-Prasidentin Dora Andres glaubte gar nicht erst daran,
dass dieser Fall eintreten kénnte; der Streitwert sei in dieser Sache zu gering, um die
Schweiz tatsachlich vom Schengen-Abkommen auszuschliessen. Es wurde jedoch auch
Kritik an der «<Fundamentalopposition» der Schutzenlobby laut; gerade weil die EU der
Schweiz einen Ausnahmeparagraphen flur das Sturmgewehr zugestanden habe, sei diese
«unbegreiflich», dusserte sich etwa die Zlrcher SP-Nationalratin Priska Seiler Graf
gegenlber der Luzerner Zeitung. Es «ware ein absoluter Verhéltnisblddsinn» flur die
Interessen der Schitzen die Errungenschaften aus Schengen/Dublin wie den
polizeilichen Informationsaustausch, Erleichterungen im Reiseverkehr und die
europaische Zusammenarbeit in Asylverfahren zu opfern. Auch Justizministerin
Simonetta Sommaruga zeigte sich in der Presse wenig erfreut Gber die heftige und ihrer
Meinung nach verfrihte Reaktion der Schutzen. Sie nehme die Sorgen wahr, aber der
Ubliche Weg der Gesetzgebung stehe noch bevor, weshalb man kihlen Kopf bewahren
solle.

In der Zwischenzeit beschéftigten sich verschiedenste parlamentarische Vorstdsse mit
der anstehenden Ubernahme der EU-Richtlinie ins schweizerische Recht. So wollte
beispielsweise Chantal Galladé zusammen mit den Nationalratskolleginnen Barbara
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Kathrin Bertschy (glp, BE) die Gunst der Stunde nutzen,
um mit drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (17.426, 17.427 und 17.428)
ein umfassendes Waffenregister fir die Schweiz zu fordern. Gemass «Sonntags-Blick»
hofften die Initiantinnen, damit Druck zu machen, dass ein solches in die
Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der EU-Richtlinie einfliessen sollte. Der
Aargauer FDP-Standerat und Hobbyschitze Philipp Muller machte sich indes Sorgen um
die Schweizer Schiesstradition und stellte dem Bundesrat mittels Interpellation (Ip.
17.3255) die Frage nach der «Vereinbarkeit der Schweizer Schiesstradition mit der EU-
Waffenrichtlinie», wie auch der Titel des Vorstosses lautete. Gegenlber dem Tages-
Anzeiger erklarte Muller es zum Ziel, «Schengen/Dublin zu behalten und dabei das
traditionelle Schiesswesen nicht zu gefahrden.» CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS)
stellte dem Bundesrat ebenfalls mittels einer Interpellation (Ip. 17.3280) die Frage nach
den Auswirkungen der EU-Beschlisse zum Waffenrecht auf die Schweiz und Werner
Salzmann wollte dem Bundesrat per Motion gar «verbieten, die neuen Regeln zu
Ubernehmen», wie es der «Blick» formulierte. Er hatte im letzten Jahr bereits eine
Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch die EU entwaffnen!» eingereicht, die
im Marz 2017 im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen war.

Da die EU-Richtlinie nicht direkt anwendbar ist, besteht bei der Uberfiihrung ins
nationale Recht ein gewisser Spielraum, den die Schweiz auch nutzen wolle, wie das
Fedpol im Mai verlauten liess. So solle sich fur ehemalige Armeeangehdrige, die bereits
im Besitz eines Sturmgewehrs sind, nichts andern. Die neuen Regeln sollen erst fur jene
gelten, die zukinftig eine halbautomatische Waffe kaufen oder nach dem Ende der
Dienstpflicht behalten wollen. Doch anstatt zu beschwichtigen, liess diese Ankindigung
die Wogen erneut hochgehen. Die Basler Zeitung schrieb fortan von der «Entwaffnung
auf Zeit» und witterte dahinter die «Wahrung des Besitzstandes fir ehemalige
Wehrmanner», um die Fihrungsriege der Schitzen vom Referendum abzubringen. Die
obligatorische Mitgliedschaft in einem Schitzenverein hingegen solle letztere «milde
stimmen» und sei darlber hinaus juristisch fragwulrdig, da sie gegen die negative
Vereinigungsfreiheit laut Art. 23 Abs. 3 BV verstosse, so die Behauptung. Wahrend
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Werner Salzmann im «Blick» erneut betonte, das schéarfere Waffenrecht verhindere
keinen Terroranschlag und rette kein Menschenleben, aber schikaniere die Schutzen
und sei ein «Burokratiemonster», stellte Werner Hohler, Interimsprasident von ProTell,
gegenlber der Basler Zeitung unmissverstandlich klar: «Wir akzeptieren keine noch so
minimale Verscharfung des Waffenrechts, sondern wir wehren uns mit allen politischen
und rechtlichen Mitteln dagegen.»

Mitte Juni 2017 fallte der Bundesrat sodann die formale Entscheidung, dass er die EU-
Feuerwaffenrichtlinie akzeptieren und diese ins Schweizer Recht Ubernehmen will. Die
angeklndigte «pragmatische» Umsetzung solle nun weder ein zentrales Waffenregister
noch eine Beschrankung der Gewehrmagazine auf zehn Schuss enthalten. Auch im
letzten wesentlichen Streitpunkt, der Pflicht zur Vereinsmitgliedschaft und zum
regelmassigen Uben an der Waffe als Voraussetzungen fiir den Erwerb einer
halbautomatischen Waffe, worunter auch die Armeewaffe fallt, signalisierte der
Bundesrat Gesprachsbereitschaft. ProTell sah genau darin jedoch die EinfUhrung eines
Bedurfnisnachweises, wie er 2011 vom Volk abgelehnt worden war, und hielt zusammen
mit weiteren Schitzenkreisen und der SVP trotz aller Zugestédndnisse an der
Referendumsdrohung fest. Unter den bilrgerlichen Politikern, die sich anfénglich noch
in breiter Front gegen eine Ubernahme der Richtlinie gewehrt hatten, bréckelte der
Widerstand jedoch. Wegen so kleiner Einschrankungen wie der Mitgliedschaft in einem
Schitzenverein solle Schengen/Dublin nicht aufs Spiel gesetzt werden, war vermehrt zu
vernehmen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung der Richtlinie wird noch im Herbst
2017 erwartet. ?

Ende September 2017 gab der Bundesrat einen Vorentwurf zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie (2017/853) in die Vernehmlassung. Das Ziel der Richtlinie, die vor dem
Hintergrund der terroristischen Bedrohung in Europa ausgearbeitet worden war, ist die
Bekdmpfung des Waffenmissbrauchs. So sollen insbesondere solche Waffen, deren
Verwendung viele Menschenleben fordern kann, schwerer zugéanglich gemacht werden.
Darunter fallen etwa halbautomatische Waffen, die auch im Schweizer Schiesswesen
eingesetzt werden. Fir das sportliche Schiessen sowie zu Sammlerzwecken sollen
solche Waffen geméss der vom Bundesrat vorgeschlagenen Lésung jedoch weiterhin
erworben werden kdénnen. Voraussetzung ist, dass der Nachweis erbracht wird, dass
entweder eine Mitgliedschaft in einem Schiessverein besteht oder die Waffe
regelmaéssig fur das sportliche Schiessen genutzt wird bzw. dass die gesammelten
Waffen sicher aufbewahrt und der Zweck der Sammlung offengelegt wird. Personen, die
bereits eine fragliche Waffe besitzen, mussen deren Besitz vom kantonalen Waffenburo
bestatigen lassen, sofern die Waffe nicht ohnehin schon im kantonalen Waffenregister
eingetragen ist. Fur die Ordonnanzwaffen der Schweizer Armee, die ebenfalls in die
betreffende Kategorie fallen, sind keine Anderungen vorgesehen, da die Schweiz von
der EU eine entsprechende Ausnahmeregelung erhalten hat. Uberdies sind im
Vorentwurf prazisere Auflagen flr Waffenhandler sowie Massnahmen zur verbesserten
Identifizierung und Ruckverfolgbarkeit von Waffen vorgesehen.

Angesichts des bundesratlichen Umsetzungsvorschlages - in der Presse wahlweise mit
den Attributen «weich», «sanft», «harmlos» oder schlicht «light» versehen -
entpuppte sich die Angst, die in letzter Zeit in der 6ffentlichen Debatte umgegangen
war, die EU wolle der Schweiz das Sturmgewehr verbieten, als unbegrindet. Auch der
«Vereinszwang», ein weiteres rotes Tuch flir die Schutzenlobby, fand letztlich keinen
Eingang in die Vernehmlassungsvorlage - zumindest nicht fur Schitzinnen und
Schutzen, die regelmassig an der Waffe Uben. «Gemessen an der Hitze, mit der die
Suppe gekocht wurde, wird sie jetzt nur noch lauwarm gegessen», formulierte es der
Tages-Anzeiger. Obwohl die Schitzen durch erfolgreiches Lobbying viele ihrer Ziele
hatten erreichen kdénnen, waren sie nicht bereit, von der Referendumsdrohung
abzurticken. ProTell-Generalsekretdar Robin Udry zeigte sich im Tages-Anzeiger
«schockiert»> vom Vorschlag des Bundesrates und bezeichnete diesen als
«Vertrauensbruch gegenlber Hunderttausenden Waffenbesitzern», den ProTell «mit
allen Mitteln bekampfen» werde, auch mit dem Referendum. Ins gleiche Horn blies
auch der SVP-Nationalrat und Prasident des Berner Schiesssportverbandes Werner
Salzmann: «Sollte das Parlament nicht erhebliche Korrekturen anbringen, missen wir
dieses [das Referendum] ergreifen und die Kindigung von Schengen/Dublin in Kauf
nehmen», zitierte ihn etwa das St. Galler Tagblatt. Die Konzessionen vonseiten des
Bundesrates seien ungenligend; weder die Vereinspflicht fir Gelegenheitsschitzinnen
und -schitzen noch die zwangsmassige Nachregistrierung von Waffen - laut Salzmann
ein «Eingriff in die personliche Freiheit» - seien akzeptabel. Auch die SVP kénne sich
vorstellen, ein allfalliges Referendum zu unterstitzen, berichtete das St. Galler Tagblatt
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weiter. Dagegen verklndete Luca Filippini, seit April 2017 Prasident des Schweizer
Schiesssportverbandes, im «Corriere del Ticino» diplomatisch, man musse die
einzelnen Massnahmen erst analysieren. Die Vernehmlassung lauft bis am 5. Januar
2018.°

Anfang Februar 2018 verdffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schltzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stédteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schitzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen genligenden Beitrag zur Bekdmpfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegeniber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten ausserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptséchlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souverénitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verschéarfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flinf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der fur den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine BedUrfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfuhrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wdirden,
dusserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
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der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden konnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelméassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. *

Selbst Wochen nach der Verabschiedung der Botschaft zur Umsetzung der gednderten
EU-Waffenrichtlinie durch den Bundesrat Anfang Mérz 2018 ebbte die gesellschaftliche
Debatte Uber die geplante Verscharfung des Schweizer Waffenrechts nicht ab. Mitte
Marz schloss sich der schweizerische Blchsenmacher- und Waffenfachhandlerverband
(SBV) medienwirksam der Front um den schweizerischen Schiesssportverband (SSV) an
und liess durch seinen Prasidenten Daniel Wyss abermals verkiinden, man werde das
Referendum ergreifen, sollte die Gesetzesanderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen
vom Parlament gutgeheissen werden. Fur den SBV habe die neue Regelung «eine
riesige, existenzgefdahrdende Auswirkung», da sich der Aufwand fur die
Waffengeschafte durch die auf samtliche Transaktionen ausgedehnte Meldepflicht
sowie die Markierungspflicht aller wesentlichen Waffenbestandteile schatzungsweise
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um eine Stunde pro Tag erhdhe; «und wir bekdmpfen damit keinen einzigen
Verbrecher», emporte sich Wyss gegenlber der Aargauer Zeitung. Der Schaden durch
die Gesetzesédnderung wére so massiv, dass der SBV diesen héher gewichte als die
Abkommen von Schengen und Dublin. Am besten wére es jedoch, wenn das Parlament
die Vorlage so abanderte, dass kein Referendum notig ware.

Gut zwei Wochen spéater drangten die Beflrworter der Vorlage ins Rampenlicht, indem
die SP zusammen mit dem Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB), der
Verbindung der psychiatrisch-psychotherapeutisch tatigen Arztinnen und Arzte und
den Evangelischen Frauen Schweiz vor den Medien die «Plattform fur ein
zukunftsfahiges Waffenrecht» prasentierte. Als gemeinsames Ziel nannten sie ein
striktes Waffenrecht fur eine sichere Schweiz; das schweizerische Waffenrecht solle
dazu enger an die Vorgaben der EU-Richtlinie angepasst werden als dies der Bundesrat
vorsah. Die SP hatte 14 Anderungsantréage vorbereitet, um den Entwurf des Bundesrates
zu verschéarfen, u.a. betreffend die Nachregistrierung und die Aufbewahrung von
Waffen, die Marktpreise fir Armeewaffen sowie die Moglichkeit fur Kantone, ein
psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn die Gefahr von Selbst- oder
Fremdgefahrdung mit der Waffe besteht. Wahrend sich die Arztinnen und Arzte in
erster Linie zur Verhinderung von hauslicher Gewalt und Suiziden fur eine Verscharfung
des Waffenrechts einsetzten, war das Hauptanliegen der Polizeibeamten ein
lUckenloses, schweizweites Waffenregister, um vor einem Polizeieinsatz wissen zu
konnen, ob mit Waffen zu rechnen ist. Die kantonalen Waffenregister seien
unvollstdndig, da eine Registrierungspflicht erst seit 2008 bestehe, argumentierte
VSPB-Generalsekretdar Max Hofmann in der NZZ. Er wlnschte sich deshalb die
Nachregistrierung samtlicher Waffen, nicht nur der halbautomatischen. Ausserdem
betonte er im «Blick» die Unverzichtbarkeit des Schengener Informationssystems flr
die Polizeiarbeit.

Damit stellte sich der VSPB offen gegen der Polizei im Grunde wohlgesinnte Kreise wie
die Schutzen. Die Polizeibeamten liessen sich von der SP instrumentalisieren,
kritisierten SVP-Nationalrat Werner Salzmann (svp, BE) und ProTell-Generalsekretéar
Robin Udry denn auch postwendend. Fir Letzteren ware die Nachregistrierung aller
Schusswaffen gemass NZZ «der Orwellsche Albtraum eines Uberwachungsstaats».
Hofmann entgegnete darauf, es gehe nicht um Ideologie, sondern um die Sache und der
VSPB unterstitze auch nicht alle Visionen seiner Allianzpartner. Wenige Tage nach
seinem Auftritt an der Medienkonferenz der «Plattform flr ein zukunftsfahiges
Waffenrecht» erntete Hofmann jedoch auch aus den eigenen Reihen Kritik. Erwin
Rommel, Mitglied des Zentralvorstandes des VSPB, &usserte sich in der BaZ
dahingehend, dass er vom Vorgehen der Geschaftsleitung nichts gewusst habe. Ein
solcher Auftritt stehe Hofmann nicht an, da der Verband laut Statuten politisch neutral
bleiben musse. Ausserdem seien die Verbandsmitglieder nicht Gber ihre Meinung zur
Waffenrechtsverscharfung befragt worden. Der interne Knatsch bei den Polizisten fand
wohl ihren Hohepunkt, als sich die KKPKS vor der SiK-NR dezidiert gegen die Vorlage
des Bundesrats aussprach. Die Gesetzesanderung bringe «viel Blrokratie bei wenig
Nutzen», monierte sie in der Anhérung. Ob sie jedoch den zuséatzlichen Aufwand in Kauf
néhme, um das Schengen-Abkommen zu schitzen, sei geméss der NZZ unklar
geblieben. Die SiK entschied in der Folge, zusétzlich auch noch die Polizeibeamten und
die KKJPD zu einer schriftlichen Stellungnahme einzuladen. Derweil sah sich der VSPB
zu einer Rechtfertigung gezwungen und stellte in einer Mitteilung klar, man fordere
entgegen der Darstellung in den Medien keine striktere Umsetzung als die vom
Bundesrat angedachte und unterstitze die weitergehenden Forderungen seitens der SP
nicht.

Inzwischen herrschte aber auch aufseiten der Waffenlobby nicht nur Friede, Freude,
Eierkuchen: «Immer mehr blrgerliche Waffenfreunde gehen auf Distanz zur neuen
Fahrungscrew um den interimistischen ProTell-Prasidenten Jean-Luc Addor, die
radikale Tendenzen zeigt», schrieb die Aargauer Zeitung Mitte April. Presseberichten
zufolge sei selbst Standerat Josef Dittli (fdp, UR), seines Zeichens - notabene neben
Addor - Co-Prasident der «Parlamentarischen Gruppe flr ein freiheitliches
Waffenrecht», der radikale Kurs der ProTell-Fihrung nicht geheuer. Er unterstitze die
Forderung von Addor und «gleichgesinnten Protagonisten» nach o&ffentlichem
Waffentragen nicht. «Die Schweiz ist nicht der Wilde Westen!», zitierte ihn
beispielsweise die Luzerner Zeitung. Auch SVP-Nationalrat und Wortflhrer der
Waffenfreunde, Werner Salzmann, stecke diesbezuglich «im Dilemma», berichtete
dieselbe Zeitung. Zu Wort meldete sich ebenfalls Alt-Nationalrat Willy Pfund (fdp, SO),
seinerzeit Prasident von ProTell, der dieses Amt 2016 jedoch «im Zorn Uber den Kurs
des Addor-Lagers» (Aargauer Zeitung) niedergelegt hatte. Er bezeichnete den Wunsch
nach Waffentragen in der Offentlichkeit als «unsinnige und gefahrliche Forderung»: Die
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Offentlichkeit reagiere heute sensibler auf solche Fragen als noch vor einigen Jahren,
weshalb man damit letztlich das liberale Schweizer Waffenrecht geféhrde. Die Aargauer
Nationalratin Silvia Fllickiger-Bani (svp, AG) war gar so erbost Uber die ProTell-Fiihrung
um Addor, dass sie nach 14-jéhriger Mitgliedschaft kurzerhand den Austritt aus der
Organisation gab. Einig waren sich die waffenfreundlichen Burgerlichen und ProTell
einzig darin, dass die EU-Waffenrichtlinie bekampft werden musse. Dies kam denn auch
an der Generalversammlung von ProTell am 14. April zum Ausdruck: Nachdem die SiK-
NR wenige Tage zuvor auf die Vorlage des Bundesrates zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie eingetreten war, beschlossen die ProTell-Mitglieder vorsorglich
einstimmig das Referendum. Zur Bekéampfung der Gesetzesvorlage werde man
nachstens eine «sehr starke und einflussreiche» nationale Allianz griinden, gab ProTell-
Generalsekretar Robin Udry in der Sonntagszeitung zu Protokoll.

Die SiK-NR schrieb in ihrer Medienmitteilung, sie sei mit 15 zu 9 Stimmen auf die
Vorlage eingetreten, um einerseits das Schengen-Assoziierungsabkommen nicht zu
gefahrden und andererseits mit einer mdéglichst pragmatischen Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie die Traditionen des schweizerischen Schiesswesens wahren zu
konnen. Das Volk solle Uberdies die Moglichkeit haben, sich im Rahmen eines
fakultativen Referendums zur Frage zu aussern. Die Minderheit habe indes keinen
Revisionsbedarf im schweizerischen Waffenrecht geortet, keinen Nutzen fur die
Terrorbekampfung gesehen und den hohen administrativen Umsetzungsaufwand
geflrchtet. Einen Rlckweisungs- und eine Sistierungsantrag hatte die Kommission
abgelehnt. Neben der schon erwahnten KKPKS hatte die Kommission auch den SBV,
ProTell, den SSV, die schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) und die Organisation
«Stop Suicide» angehdrt, was die NZZ zur Bemerkung veranlasste, bei den Anhérungen
seien fast nur Gegner der Vorlage zu Wort gekommen.

Wahrend sich der SBV, ProTell, der SSV und die AUNS - sowie auch die GSoA als
explizite BeflUrworterin der Waffenrechtsverscharfung - schon auf den «wohl
unausweichlichen Referendumskampf» (BaZ) vorbereiteten, zeigte sich die SOG in
dieser Sache wenig enthusiastisch. Ihr Prasident Stefan Holenstein geizte gegenuber
der BaZ zwar nicht mit Kritik an der Vorlage und an deren Beflirwortern, erachtete das
Referendum jedoch nicht als zwingend. So attestierte er der CVP und der FDP eine
«(Ubertriebene Angst vor einer Kindigung des Schengen/Dublin-Abkommens» und
stellte sich auf den Standpunkt, es gebe bei der Umsetzung der EU-Richtlinie durchaus
noch ungenutzten Spielraum. Die Pflicht, entweder Mitglied in einem Schiessverein zu
sein oder die Waffe regelmassig flr das sportliche Schiessen zu nutzen, bezeichnete er
als «unverhaltnisméassig und eine Bevormundung». Die Vorlage bekdmpfe so nicht den
gefahrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern treffe legale Waffenbesitzer und
indirekt, Uber das ausserdienstliche Schiesswesen, auch die Armee. Es sei indes
moglich, das Gesetz freiheitlich auszugestalten und dem «eigenstéandigen Staats- und
Milizwesen» der Schweiz anzupassen. An das Parlament richtete er deshalb die
Forderung, auf «vorauseilenden Gehorsam gegentber der EU» zu verzichten. Es
bestehe kein Anlass, «panikartig von Schengen-Rauswurf>» zu reden, sei das Abkommen
doch in gegenseitigem Interesse. In dieser Hinsicht sei die von Bundesrat und
Verwaltung proklamierte «Entweder-Oder-Strategie» nicht richtig. Fur die SOG stehe
das Referendum daher nicht im Vordergrund, sondern komme nur als Ultima Ratio in
Frage.

Frischen Wind in die Debatte brachte Mitte Mai schliesslich das Bekanntwerden des
genaueren Inhalts der tschechischen Klage beim EuGH betreffend die EU-
Waffenrichtlinie. Die Tschechische Republik zweifelte eben nicht nur wie bisher
angenommen an deren Rechtmaéssigkeit, sondern machte mit Hinblick auf die
Schweizer  Sonderregelung fur Armeewaffen auch eine Verletzung des
Diskriminierungsverbots geltend. Sollte der EuGH der Klégerin in diesem Punkt Recht
geben, bedeutete dies wohl das Aus fur die von der Schweiz ausgehandelte
Ausnahmeklausel. Aufgrund der so veranderten Ausgangslage wollte die SVP die
Sistierung der Vorlage in der Kommission noch einmal zum Thema machen. Die Presse
berichtete zudem, das Fedpol verfolge das Verfahren mit, fir eine Stellungnahme sei es
jedoch noch zu frah. ®
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Nachdem der Nationalrat in der Sommersession 2018 die vom Bundesrat
vorgeschlagene Anderung des Waffengesetzes zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie
(2017/853) in einigen Punkten abgeschwécht und damit geméss Bundesrétin Simonetta
Sommaruga «nicht mehr richtlinienkonform» entschieden hatte, kam das Geschaft zur
Vorberatung in die SiK-SR. Deren Sprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklarte im Herbst 2018
vor dem Standeratsplenum, sie habe erneut die KKJPD, die KKPKS sowie den Schweizer
Schiesssportverband (SSV) zum laufenden Gesetzgebungsprojekt angehért und in ihrer
Beratung schliesslich einen  Kompromiss zwischen den Ansprichen von
Schengen/Dublin und jenen der Schitzen gesucht, der die Spielrdume der EU-
Richtlinie ausnutze, aber nicht gegen sie verstosse.

Der Standerat trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Als ersten Teil der eingangs
beschriebenen Kompromisslésung beantragte die SiK-SR ihrem Rat einstimmig, wie
vom Nationalrat beschlossen die Ordonnanzwaffen, die von Armeeangehdrigen am
Ende des Dienstes direkt aus den Bestdnden der Militdrverwaltung zu Eigentum
Ubernommen werden, nicht als verbotene Waffen zu kategorisieren. Mit 29 zu 15
Stimmen schloss sich der Stdnderat in dieser Frage dem Nationalrat an.

In anderen Punkten ortete die SiK-SR jedoch Korrekturbedarf am Beschluss des
Nationalrates, um den Anforderungen der EU-Richtlinie zu entsprechen, so etwa
betreffend die Regelung des Erwerbs und Besitzes von Ladevorrichtungen mit hoher
Kapazitat. Der Nationalrat hatte hier grossen administrativen Aufwand und keinen
Nutzen gesehen wund schliesslich ganz auf eine Regelung verzichtet. Laut
Kommissionssprecher Dittli schreibt die EU-Richtlinie jedoch vor, dass grosse Magazine
nur von Personen erworben werden durfen, die auch die dazugehdrigen Waffen
erwerben dirfen. Der Beschluss des Nationalrates sei somit nicht richtlinienkonform
und musse korrigiert werden. Die SiK-SR schlug ihrem Rat hierzu vor, die grossen
Magazine im Gesetz nicht wie Munition zu regeln - das hatte der Bundesrat
ursprunglich vorgesehen, jedoch war die damit zusammenhéangende
Buchfihrungspflicht fir die Handler im Nationalrat kritisiert worden. Stattdessen wollte
sie ein eigenes Kapitel Uber den Erwerb und Besitz von Ladevorrichtungen mit hoher
Kapazitat einfligen, in dem festgehalten wird, dass solche nur von Personen erworben
werden durfen, die zum Erwerb der entsprechenden Waffe berechtigt sind sowie dass
zu deren Besitz berechtigt ist, wer sie rechtméssig erworben hat. Bei diesem Vorschlag
entfiele die Buchfuhrungspflicht und grosse Magazine kénnten unbulrokratisch nach
Vorlage der Ausnahmebewilligung oder des Waffenerwerbsscheins erworben werden.
Nachdem sich auch Justizministerin Sommaruga mit dieser Regelung einverstanden
erklart hatte, nahm sie der Standerat stillschweigend an. Ebenfalls als nicht
richtlinienkonform hatte die SiK-SR den Entscheid des Nationalrates gegen die
Markierung von wesentlichen Waffenbestandteilen bewertet. Dieser hatte auch hier
unndtigen administrativen Aufwand gesehen und deshalb beim geltenden Recht bleiben
wollen, wonach bei zusammengebauten Feuerwaffen die Markierung eines
wesentlichen Bestandteils gentgt. Die EU-Richtlinie verlange jedoch bei einem
Neuerwerb die Markierung aller wesentlichen Waffenbestandteile, begriindete Dittli
den Antrag der Kommission, hier dem Bundesrat zu folgen, was der Sténderat
schliesslich auch tat.

Keine Frage der Konformitat mit der EU-Richtlinie war jene, ob den Kantonen bei der
Erteilung von Ausnahmebewilligungen an Sportschitzen mittels einer Kann-
Formulierung ein gewisser Ermessensspielraum im Sinne des Féderalismus zugestanden
werden soll oder ob mit einer Muss-Formulierung schweizweit fur alle Sportschitzen
die gleichen Bedingungen festgehalten werden sollen, wie es der Nationalrat
beschlossen hatte. Mit 24 zu 21 Stimmen nahm die kleine Kammer einen
diesbezlglichen Einzelantrag Engler (cvp, GR) an und folgte dem Nationalrat; damit
mussen die Kantone allen Sportschitzen eine Ausnahmebewilligung erteilen, die
nachweisen, dass sie Mitglied in einem Schiessverein sind oder sonst regelmassig
schiessen, und durfen keine zusatzlichen Anforderungen stellen. Ebenfalls
einverstanden zeigte sich der Stéanderat damit, dass dieser Nachweis einmal nach funf
und ein weiteres Mal nach zehn Jahren erbracht werden muss. Bei der allgemeinen
Bestimmung fur Ausnahmebewilligungen - nicht jener speziell fur Sportschitzen -
hingegen, schwenkte die Stdndekammer auf die bundesratliche Kann-Formulierung
zuruck, um Uber das Waffengesetz hinausgehende kantonale Vorschriften nicht zu
verunmaoglichen.

Mit einer letzten Anderung kam der Standerat noch einmal den Schiitzen entgegen,
indem er die Bestatigungspflicht fur vor dem Inkrafttreten des Waffengesetzes
erworbene, neu verbotene Waffen in eine einfache Meldepflicht umwandelte. Ein
Einzelantrag Hosli (svp, GL), der komplett auf eine Meldung oder Bestatigung verzichten
und stattdessen das Prinzip der Besitzstandswahrung festschreiben wollte, blieb mit 10
zu 31 Stimmen bei 2 Enthaltungen chancenlos. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat den Gesetzesentwurf mit 34 zu 6 Stimmen bei 5 Enthaltungen an und gab ihn
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zurtick an den Nationalrat zur Differenzbereinigung.

War es nach der Debatte im Erstrat ProTell gewesen, die mit dem Referendum drohte,
war es nach der Beratung im Stédnderat die AUNS, die ankindigte, sie werde das
Referendum unterstitzen oder wenn nétig selbst ergreifen - es gehe um «die
Selbstbestimmung der unabhangigen Schweiz», so der Wortlaut in der entsprechenden
Mitteilung. Wahrend sich die SVP als «Unterstltzerin im Hintergrund» am Referendum
beteiligen wolle, hatten indes der SSV und die Schweizerische Offiziersgesellschaft
(SOG) diesbezuglich noch keinen Entscheid geféllt. ¢

Eine Woche nach den Schlussabstimmungen in den eidgendssischen Raten zur
Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie wurde die Uber lange Zeit immer wieder
ausgesprochene Referendumsdrohung in die Tat umgesetzt. Am 5. Oktober 2018
prasentierte sich das Referendumskomitee, co-prasidiert von SSV- und IGS-Prasident
Luca Filippini zusammen mit den drei SVP-Nationalraten Jean-Luc Addor (VS), Werner
Salzmann (BE) und Jean-Francois Rime (FR) sowie SVP-Nationalratin Silvia Flickiger-
Bani (AG), vor den Medien. Die IGS als Haupttrégerin des Referendums vereint 14
Verbéande aus dem Umfeld des Schweizer Schiesswesens, darunter neben
Sportschutzen auch Jager, Waffensammler und -héandler. Der zentrale Kritikpunkt der
IGS am neuen Waffenrecht war der «Paradigmenwechsel», dass der Waffenbesitz von
einem generellen Recht flir Schweizerinnen und Schweizer zu einem Privileg
herabgestuft werde, das nur noch ausnahmsweise gewahrt werde; die damit
verbundene «Vorstellung, kiinftig mit einer verbotenen Waffe schiessen zu mussen»,
sei das Problem, so die NZZ. Dariiber hinaus wurde diese Anderung vom
Referendumskomitee jedoch auch als erster Schritt in Richtung Abschaffung des
Privatwaffenbesitzes gesehen; es wirden sicher weitere Verscharfungen folgen. Weiter
wurde die Pflicht zur Nachmeldung von halbautomatischen Waffen kritisiert: Obwohl
das Volk eine Nachregistrierung im Rahmen der Waffenschutz-Initiative 2011 abgelehnt
habe, werde eine solche nun durch die «Brusseler Hintertir» eingefihrt, so Werner
Salzmann in der BaZ. Die Beendigung der Schengen/Dublin-Zusammenarbeit sei
hingegen nicht das Ziel des Referendums, beteuerte das Komitee und zeigte sich
Uberzeugt davon, dass die EU kein Interesse daran habe, die Zusammenarbeit mit der
Schweiz zu beenden. Gleichzeitig prasentierte sich das Komitee im Internet unter dem
Namen «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» und portierte damit die europa- und
schengenkritische Haltung der SVP.

So geeint, wie das Referendumskomitee vielleicht den Eindruck erwecken konnte, war
die Waffenlobby jedoch nicht. ProTell und der SSV, die an vorderster Front und «mit
schrillen Ténen» (AZ) gegen die Verscharfung des Waffenrechts kdmpften, konnten
nicht alle Lobbymitglieder fur diesen Kampf begeistern. Sowohl die Schweizerische
Offiziersgesellschaft, die selbst zwar nicht Mitglied der IGS, sondern nur Sympathisantin
ist, als auch Jagd Schweiz, Mitglied der IGS, wollten das Referendum nur passiv
unterstitzen, d.h. ideell, aber weder mit Finanzen noch mit dem Sammeln von
Unterschriften. Auch nicht alle kantonalen Schiesssportverbande zeigten sich
Uberzeugt von der Argumentation ihres Dachverbandes. So erklérte etwa der Préasident
des Buindner Schiesssportverbandes gegentber der Aargauer Zeitung, man unterstitze
das Referendum vor allem aus Solidaritat mit dem SSV, nicht weil die Reform an sich ein
grosses Problem sei. Kritisch zum Referendum &usserte sich in der Presse auch Lorenz
Hess, Berner BDP-Nationalrat und ehemaliger Président eines Schitzenvereins.
Insbesondere die Kritik an der vorgesehenen Zwangsmitgliedschaft fur Schitzen in
einem Schiessverein sei nicht nachvollziehbar - ein Vereinszwang habe bis 1996
bestanden, ohne dass sich die Schiutzenvereine dagegen gewehrt hatten. Was ProTell
von in der Unterschriftensammlung zu wenig engagierten Schitzenvereinsprasidenten
hielt, berichtete der «Blick»: In Schutzenvereinen, die einen «Ausredenkonig» als
Présidenten héatten, sei eine «Druckerhéhung von unten» durchaus erwlnscht, habe
die Gesellschaft fir ein freiheitliches Waffenrecht auf ihrer Facebook-Seite betont.
Interimsprasident Jean-Luc Addor quittierte den Online-Post damit, es mdussten
verschiedene Tonalitdten moglich sein. Mit nahezu 200'000 Mitgliedern durfte es fur
die IGS allerdings kein allzu grosses Problem sein, bis Mitte Januar 2019 die
erforderlichen 50'000 Unterschriften zu sammeln.’
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Kurz nachdem das Referendum gegen die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie offiziell
zustande gekommen war, gab die Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) - wohl
nicht vollends beabsichtigt - sowohl fur die Gegner- als auch fur die Befurworterseite
den Startschuss zum Abstimmungskampf. An der Prasidentenkonferenz Ende Januar
2019 sprachen sich Uber dreissig anwesende Sektionen einstimmig gegen die
Verscharfung des Waffenrechts aus und bewilligten dartber hinaus einen finanziellen
Beitrag an das Referendumskomitee. Darin Einsitz nehmen wollte die SOG jedoch nicht,
wie im entsprechenden Positionspapier zu lesen war, in dem sie ihre Nein-Position
damit begriindete, dass die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie das «liberale, dem
Milizwesen verpflichtete Schweizer Waffenrecht» unnétig einschranke. Die
Verscharfung treffe nicht den geféhrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern die
legalen Waffenbesitzerinnen und -besitzer und sei daher «keine nachhaltige
Massnahme gegen die terroristische Bedrohung in der Schweiz». Die NZZ bezeichnete
den Positionsbezug der SOG als wichtigen Erfolg flr die Gegnerschaft des neuen
Waffenrechts, insbesondere fir die Schitzenverbéande, die im Referendumskomitee
federfuhrend waren. Bei Sicherheitspolitikerinnen und -Politikern der bdrgerlichen
Mitte kam die SOG damit jedoch schlecht an: Der Urner FDP-Standerat Josef Dittli
zeigte sich gegenuber der NZZ «enttauscht» von den Offizieren, denen wohl «der
Stellenwert von Schengen nicht bewusst» sei. Die Luzerner CVP-Nationalratin Ida
Glanzmann-Hunkeler bedauerte an gleicher Stelle, dass die Offiziere «ins Boot der
SVP» stiegen und sich fur deren Kampf gegen Schengen einspannen liessen. In den
Tagen darauf traten einige SOG-Mitglieder um die beiden GLP-Politiker Pascal Vuichard
(GL) und Roland Fischer (LU) aus dem Schatten und verkiindeten 6ffentlich, mit dem
Positionsbezug der SOG nicht einverstanden zu sein. Vuichard dusserte Bedenken, die
SOG verspiele mit diesem Statement ihre Glaubwurdigkeit, da die Armee von den
Anderungen gar nicht betroffen sei. Das von den GLP-Offizieren gegriindete Ja-
Komitee setzte eine «Lawine der Kritik» (Tribune de Genéve) an der SOG in Gang und
erhielt auch parteilibergreifend weiteren Zulauf - so beispielsweise von FDP-Stédnderat
und Oberst im Generalstab Josef Dittli. Der «Krach der Offiziere>» (BaZ) griindete darin,
dass fur die Ja-Komiteeangehorigen ein gutes Verhaltnis zu Europa fur die Schweiz aus
sicherheitspolitischer Sicht absolut notwendig sei, weshalb die Schengen/Dublin-
Mitgliedschaft nicht gefdhrdet werden dirfe, zumal die Anderung des Waffenrechts
«sehr umsichtig und pragmatisch» erfolge. Dass sich auch Armeechef Philippe Rebord
hinter das neue Waffenrecht stellte, befeuerte die Debatte zusatzlich. SOG-Prasident
Stefan Holenstein gab derweil gegentber der Presse zu Protokoll, das Waffenrecht sei
«kein Kernthema» der SOG und der Entscheid sei «keine Abstimmungsparole»,
sondern «eine Position als Ergebnis der internen Beratungen».

Mitte Februar lancierte Bundesrdtin Karin  Keller-Sutter anlésslich  einer
Medienkonferenz den Abstimmungskampf offiziell. Mit dem Slogan «Niemand wird
entwaffnet>» platzierte sie das Hauptargument des Bundesrates landesweit prominent
in den Schlagzeilen: Die Anderungen am Waffenrecht seien nur geringfiigig und die
Schiesstradition in der Schweiz bleibe erhalten. Die Gesetzesédnderung rechtfertige es
somit nicht, die Schengen-Mitgliedschaft der Schweiz aufs Spiel zu setzen; die Kosten
der Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit seien schlicht zu hoch - und zwar
sowohl in Form von zusatzlichen Staatsausgaben als auch in Form von
Sicherheitsverlust. Das SIS werde von Schweizer Sicherheitsbehérden 300'000 Mal
taglich abgefragt und habe wahrend zehn Jahren im Schnitt zu einer Verhaftung téglich
verholfen; «ohne Schengen waren wir bildlich gesprochen blind», wdirdigte der
stellvertretende Fedpol-Direktor René Buhler den Beitrag des Schengener Abkommens
an die Sicherheit der Schweiz. Hinzu kémen geméss der Justizministerin
volkswirtschaftliche Kosten von mehreren Milliarden Franken pro Jahr - einerseits im
Tourismussektor, weil die Schweiz nicht mehr mit dem Schengen-Visum bereist werden
konnte, andererseits im Asylbereich, da die Schweiz nach Wegfall des mit Schengen
verknupften Dublin-Abkommens Asylbewerberinnen und -bewerber nicht mehr
abweisen kénnte, wenn sie bereits in einem anderen Schengen-Staat Asyl beantragt
haben. Wie die Gegnerschaft des neuen Waffenrechts darauf zu hoffen, dass dieser Fall
nicht eintrete, sei riskant, denn der Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin
erfolge bei Verweigerung der Rechtslibernahme automatisch, es sei denn, der
Gemischte Ausschuss, in dem die 28 EU-Staaten und die Schweiz vertreten sind, einigte
sich innerhalb von 90 Tagen einstimmig auf einen weiteren gemeinsamen Weg. Eine
solche Einigung hielt Keller-Sutter jedoch fir unwahrscheinlich, da sich die EU zurzeit
nicht in «Kompromisslaune» (St. Galler Tagblatt) befinde. Das gegnerische Argument,
die Verscharfung des Waffenrechts trage nichts zur Terrorismusbekampfung bei,
konterte die Bundesratin damit, die Richtlinie beabsichtige in erster Linie, den illegalen
Waffenhandel zu erschweren und die Bevdlkerung vor Waffenmissbrauch zu schutzen,
sie sei aber «kein Pakt zur Terrorbekampfung».
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Mit ihren Erlauterungen an der Medienkonferenz erntete die Justizministerin wiederum
heftige Kritik aus den Reihen des Referendumskomitees. So kreideten ihr die Gegner
an, der Bundesrat habe eine Kehrtwende vollzogen, indem er die Waffenrichtlinie
explizit nicht mehr in Zusammenhang mit Terrorismusbekédmpfung bringe, sondern nur
noch von der Bekampfung illegalen Waffenhandels und Waffenmissbrauchs spreche.
Weiter bezichtigten sie verschiedene Exponenten der Gegnerschaft mehr oder weniger
direkt der Irrefihrung und der Falschinformation. Sie stérten sich vor allem daran, dass
rund 80 Prozent der im Schiesssport verwendeten Waffen neu verboten wirden, und
auf etwas Verbotenes bestehe kein Rechtsanspruch; daran é&ndere auch die
vorgesehene Ausnahmebewilligung nichts. Zudem flrchteten sie sich vor zukinftigen
weiteren Verscharfungen des Waffenrechts; da die EU-Richtlinie alle funf Jahre
Uberprift werden solle, seien weitere Verscharfungen vorprogrammiert. Die Debatte
um die Kosten des angeblich drohenden Schengen-Ausschlusses sei nur ein
«Ablenkungsmandver», zitierte die «Stdostschweiz» den Walliser SVP-Nationalrat und
ProTell-Interimspréasidenten Jean-Luc Addor; die EU habe Uberhaupt kein Interesse
daran, die Abkommen zu kindigen, weil sie davon mindestens so viel profitiere wie die
Schweiz und die Schweiz ja bereits ein effizientes Waffenrecht besitze. In Wahrheit sei
die Reform ein «trojanisches Pferd», mit dem die EU in Zukunft alle halbautomatischen
Waffen verbieten kénne, so Addor gegentber der «Tribune de Genéve». Anders als der
Bundesrat den Leuten weismachen wolle, seien die Anderungen fir die Schiitzen
Uberhaupt nicht zumutbar, stellte auch IGS-Prasident Luca Filippini in der Presse klar
und betonte einmal mehr, die Annahme der Waffenrichtlinie ware «das Ende des
Schiessens als Volkssport», ja sogar «der Beginn vom Ende unseres Rechtsstaates».

So klar, wie es auf den ersten Blick den Anschein erwecken mag, waren die Fronten
jedoch nicht. Wie bei den Offizieren ausserten sich auch bei den Schutzen nach und
nach kritische Stimmen zur Haltung des nationalen Verbandes. Wéahrend diverse
kantonale Schitzenverbande an ihren Versammlungen finanziell und ideologisch zum
Kampf gegen das «Entwaffnungsdiktat» aus Brussel, von dem sie sich existenziell
bedroht sahen, rusteten, beschloss etwa der Schaffhauser Kantonalschitzenverband
Stimmfreigabe, da die neuen Bestimmungen laut Prasident Pascal Herren «den
Schiesssport nicht beeintrachtigen» wirden. Auch der Prasident der Ausserrhoder
Schutzen, Bruno Preisig, gab in der Aargauer Zeitung zu Protokoll, er habe «kein
Problem mit den neuen Regelungen>», im Gegenteil: «Es ware kllger gewesen, das Geld
in die Nachwuchsforderung, statt in eine grosse Nein-Kampagne zu investieren.» Flr
ein Ja zum neuen Waffenrecht setzten sich hingegen geschlossen die grossen
Wirtschaftsverbédnde Economiesuisse, Hotelleriesuisse und der Gewerbeverband sowie
kantonale Handelskammern ein. Auf Druck der Tourismusbranche hatte sich der
Gewerbeverband Ende Januar zur Ja-Parole durchgerungen, obwohl der von SVP-
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) présidierte Verband die Vorlage vor Jahresfrist
noch als unverhaltnismassig abgelehnt hatte, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Bedeutend flr die Wirtschaft seien geméass der NZZ vor allem die Folgen eines Neins:
Die Verbande beflirchteten zuséatzliche Kosten flr das Asylwesen und die innere
Sicherheit, hohere Staukosten im grenzliberschreitenden Verkehr infolge
wiedereingeflhrter Grenzkontrollen sowie einen Rickgang der Tourismus-Nachfrage
aufgrund des wegfallenden Schengen-Visums. Anlasslich ihrer Delegiertenversammlung
schloss sich Ende Marz schliesslich noch die SVP, die sich im Abstimmungskampf
bisher zurtickgehalten hatte, offiziell dem Nein-Lager an. Der Berner SVP-Nationalrat
Werner Salzmann begrindete die Zuruckhaltung seiner Partei gegentber der NZZ
damit, dass man sich in einem Wahljahr befinde und somit «nicht beliebig Geld zur
Verfugung [habel, um die Kampagnen von Verbadnden zu unterstitzen». Hinter
vorgehaltener Hand sei man in Schitzenkreisen jedoch sogar froh um die Zurtckhaltung
der SVP, so die NZZ weiter, da ein klares Verstandnis des Referendums als Angriff auf
Schengen/Dublin wohl eher der Beflirworterseite zum Vorteil gereicht hatte. Alle
anderen grosseren nationalen Parteien gaben indes die Ja-Parole aus.

Anfang April zeugten erste Umfrageergebnisse von einer bereits starken
Meinungsbildung an den beiden politischen Polen. Insgesamt hatten 53 Prozent der
Befragten angegeben, (eher) fur die Verschérfung des Waffenrechts stimmen zu wollen,
46 Prozent (eher) dagegen. In den Anhangerschaften der beiden grossen Polparteien
sprachen sich je Uber drei Viertel klar daftir (SP) bzw. klar dagegen (SVP) aus. Bei den
Mitte-Parteien betrug die Zustimmung hingegen trotz Ja-Parolen nur gerade 50 (FDP)
bzw. 47 Prozent (CVP). Die Abstimmung werde somit in der Mitte entschieden, so die
Experteneinschatzung. Das Uberparteiliche Ja-Komitee interpretierte den ausserst
knappen Vorsprung als «Weckruf» (Tages-Anzeiger), die Stimmbevélkerung noch klarer
von der Wichtigkeit von Schengen/Dublin Uberzeugen zu missen. Dies schien der
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Beflirworterschaft zunehmend zu gelingen, konnte das Ja-Lager in den folgenden
Umfragen doch entscheidend zulegen. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin
verbuchte es mit einer Zustimmung von rund 60 Prozent einen komfortablen
Vorsprung. Die Sympathisantinnen und Sympathisanten aller grosser Parteien ausser
der SVP stellten sich mit klarer Mehrheit hinter die Vorlage, Frauen starker als Manner
und stadtische Gebiete starker als landliche Regionen. Der Verbleib der Schweiz im
Schengen-Raum zeichnete sich hingegen klar als das schlagende Argument der Debatte
ab.

Insgesamt bot der Abstimmungskampf Uber die lange Zeitdauer wenig Abwechslung,
verlief aber zugleich dusserst emotional. Vor allem auf der Gegnerseite war eine grosse
Wut spurbar, sowohl Uber die vermeintliche Entwaffnung der Schweizer Blrgerinnen
und Burger als auch Uber die Fremdbestimmung aus Brussel. Das Antasten des Rechts
auf eine private Waffe wurde als Angriff auf die Identitat des Schweizervolkes gesehen.
Dagegen bot Bundesratin Karin Keller-Sutter den Gegnern wenig Angriffsflache,
argumentierte sachlich und vornehm zurlckhaltend, wie der Tages-Anzeiger den
Auftritt der Justizministerin in der SRF-«Arena» Mitte April beurteilte. Indem sich die
Beflrworterseite hauptsachlich auf das Schengen-Argument beschrankte, wurden
allerdings von beiden Seiten die immergleichen Argumente bis zum Abstimmungstermin
schon fast gebetsmiihlenartig wiederholt. 8

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am hochsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
héchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stdtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegenlber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fur den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse wéren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwurdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:
- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV
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- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

1) Ip. 15.4199; Mo. 16.3719; Blick, NZZ, TA, 20.2.16; So-Bli, 21.2.16; AZ, 26.2.16; NZZ, 8.3.16; NZZ, TA, TG, 11.3.16; SO, 29.5.16;
NZZ, SGT, TA, 11.6.16; Blick, 25.7.16; LZ, 26.7.16; BaZ, 24.8.16; BaZ, TG, WW, 25.8.16; Baz, 31.8., 9.9.16; BaZ, 1.10.16; LZ, NZZ,
21.12.16; TA, 22.12.16

2) NZZ,14.1.17; SoZ, 12.2.17; BaZ, 15.3.17; Blick, 16.3.17; So-Bli, 19.3.17; Blick, 22.3.17; Blick, TA, 24.3.17; TA, 25.3.17; BaZ, 30.3.17;
CdT, 10.4.17; NZZ, 11.4.17; LZ, SGT, TA, 26.4.17; BaZ, 5.5.17; Blick, 13.5.17; BaZ, Blick, 16.5.17; TG, 18.5.17; So-Bli, 28.5.17; TA,
29.5.17; BaZ, 3.6.17; Blick, 10.6.17; BaZ, NZZ, 17.6.17; So-Bli, 18.6., 6.8.17; NZZ, 15.8.17

3) Erlauternder Bericht zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie; Medienmitteilung BR vom 29.09.2017; Richtlinie EU
2017/853 (EU-Waffenrichtlinie); BZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 30.9.17

4) Vernehmlassungsbericht EU-Waffenrichtlinie; NZZ, 4.1.18; APZ, BU, BaZ, LZ, SGT, 5.1.18; Lib, TA, 6.1.18; SoZ, 28.1.18; NZZ,
TA, 29.1.18

5) AZ, 11.4.18 (online); Medienmitteilung SiK-NR vom 10.04.2018; Medienmitteilung VSPB vom 06.04.2018; TA, 11.4.18 (online);
BaZ, 10.3.18; AZ, LZ, SGT, 19.3.18; LMD, 31.3.18; Blick, NZZ, TA, 6.4.18; NZZ, 7.4.18; AZ, BaZ, LZ, TA, 10.4.18; BaZ, NZZ, TA, 11.4.18;
SoZ, TA, 15.4.18; NZZ, 16.4.18; LT, 24.4.18; Lib, WoZ, 3.5.18; TA, 4.5.18; BaZ, 12.5.18; AZ, Blick, LZ, SGT, TA, 14.5.18; Blick, 18.5.18
6) AB SR, 2018, S. 604 ff.; Medienmitteilung AUNS vom 11.9.18; AZ, BaZ, LT, NZZ, SGL, SN, TA, TG, 12.9.18

7) Internetauftritt des Referendumskomitees (eu-diktat-nein.ch); NZZ, 26.9.18; SN, TA, 29.9.18; Baz, Lib, NZZ, SN, TG, 6.10.18;
AZ,14.10.18; SGT, SN, 15.10.18; AZ, 27.10.18; Blick, 18.12.18

8) Positionspapier SOG vom 4.2.19; TG, 23.1.19; Lib, 24.1.19; NZZ, 6.2.19; LZ, TZ, 8.2.19; NZZ, SGT, 9.2.19; SGL, SGT, 13.2.19; AZ,
BaZ, CdT, SGL, SGT, TG, 15.2.19; AZ, SGT, SN, 18.2.19; AVF, 19.2.19; AZ, 25.2.19; AZ, BaZ, NZZ, SGL, 26.2.19; BaZ, 5.3.19; AZ,
6.3.19; TZ,12.3.19; Exp, 18.3.19; BaZ, 19.3.19; APZ, BaZ, QJ, 25.3.19; AZ, NZZ, SN, 26.3.19; NZZ, 27.3.19; QJ, TG, 28.3.19; LT, NZZ,
29.3.19; BU, 31.3.19; AZ, SGT, SN, TA, 1.4.19; LT, 2.4.19; BaZ, NZZ, TA, 3.4.19; 20LU, BaZ, TA, 5.4.19; So-Bli, SoZ, 7.4.19; LT, Lib,
TA, 8.4.19; AZ, SGT, 9.4.19; AZ, SGT, TG, URZ, 10.4.19; BaZ, LT, SN, TA, WW, 11.4.19; BaZ, Blick, NZZ, SGL, SGT, TA, 12.4.19; NZZ,
TA, 13.4.19; So-Bli, 14.4.19; LT, Lib, TA, TG, 15.4.19; CdT, 16.4.19; AZ, BaZ, Blick, NZZ, OWZ, SGT, SN, TA, 17.4.19; AZ, BaZ, Blick,
SGT, WW, WoZ, 18.4.19; AZ, CdT, Exp, NZZ, TA, TZ, 20.4.19; So-Bli, 21.4.19; BLZ, SN, 23.4.19; 20LU, BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA,
TG, 24.4.19; LT, TG, 25.4.19; AZ, CdT, ZGZ, 26.4.19; BaZ, CdT, NZZ, SN, TA, 27.4.19; AZ, 28.4.19; AZ, BaZ, TA, 29.4.19; CdT, TG,
30.4.19; SGT, TA, 1.5.19; CdT, 2.5.19; AZ, CdT, NZZ, SGT, TA, 3.5.19; BZ, BaZ, CdT, SGR, TA, 4.5.19; So-Bli, 5.5.19; AZ, Blick, SGT,
6.5.19; CdT, NZZ, SGT, 7.5.19; 20LU, Blick, CdT, Exp, TG, 8.5.19; BLZ, NZZ, SGL, 9.5.19; AZ, LT, Lib, NZZ, 10.5.19; SGR, 11.5.19;
BaZ, LT, 156.5.19; TG, 17.5.19

9) BBI, 2019, S. 4985 ff.; NZZ, 27.4.,11.5.19; BaZ, 18.5.19; AZ, BaZ, LT, NZZ, SGT, SZ, TG, 20.5.19
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